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Bei Exzessen droht das Alkoholverbot
Stadt und Polizei wollen am letzten Schultag auf der Neckarwiese hart durchgreifen

hob. Polizei und Stadt rüsten sich für den
letzten Schultag am morgigen Mittwoch,
wennvoraussichtlichwiederHundertevon
jungen Menschen auf die Heidelberger Ne-
ckarwiese pilgern werden. Man wolle die
Party zum Ferienbeginn nicht verhindern,
werde jedoch noch stärker als in den Jah-
ren zuvor die Jugendlichen kontrollieren
und sie aufklären, um übermäßigen Kon-
sum von Alkohol zu unterbinden, heißt es
in einer Pressemitteilung. Stadt und Poli-
zei ziehen damit Lehren aus den Exzessen
vom April und Mai, als Dutzende von voll-
trunkenen Schülern ins Krankenhaus ein-
geliefert werden mussten. Einer war in den
Neckar gefallen. Zudem verzeichnete die
Polizei Verstöße gegen das Betäubungs-
mittelgesetz und Körperverletzungsdelik-
te. Trauriger Höhepunkt der Feierlichkei-
ten: Als Abiturienten der Technischen und
Wirtschaftsgymnasien am 25. April nachts
durch die Altstadt zogen, verschmutzten

sie mit Papierschnipseln die komplette
Hauptstraße.

„Auch am letzten Schultag ist die Ge-
fahr besonders groß, dass Jugendliche Al-
kohol in erheblichen Mengen trinken“,
rechtfertigt ein Stadtsprecher die Jugend-
schutzaktionen am kommenden Mitt-
woch. Im Vorfeld sind 132 Schulen in Hei-
delberg und im Rhein-Neckar-Kreis an-
geschrieben worden mit der Bitte, die
Schüler über die Kontrollen auf dem Ne-
ckarvorland zu informieren und sie zum
vernünftigen Umgang mit Alkohol auf-
zurufen. Auch sollen die Schulen im Rah-
men ihres pädagogischen Konzeptes dar-
auf hinwirken, dass die Jugendlichen ihren
Müll entsorgen.

Auf dem Neckarvorland selbst werden
am letzten Schultag Mitarbeiter des Bür-
geramtes, des Kinder- und Jugendamtes,
des Kommunalen Ordnungsdienstes sowie
Polizisten die Feiern beobachten. Kinder

und Jugendliche werden bei unerlaubtem
Alkoholkonsum angesprochen, die ent-
sprechenden Alkoholika beschlagnahmt.
Falls erforderlich, werden die Kinder und
Jugendlichen in Gewahrsam genommen
und ihren Eltern übergeben. Das Deutsche
Rote Kreuz und die Deutsche Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft (DLRG) werden auf
dem Neckarvorland sein, um in Fällen von
übermäßigem Alkoholkonsum oder
Schnittverletzungen rasch Hilfe zu leisten.
Zudem werden Müllsäcke an die Feiern-
den verteilt, in denen sie ihren Abfall ent-
sorgen können.

Sollten die Feierlichkeiten auf der Ne-
ckarwiese trotzdem aus dem Ruder laufen,
werde die Stadt im nächsten Jahr ein Al-
koholkonsumverbot für den letzten Schul-
tag aussprechen, so der Stadtsprecher. In-
nenminister Thomas Strobl bereitet gera-
de das entsprechende Gesetz vor, um die
rechtliche Grundlage dafür zu schaffen.

Umgehung
voll gesperrt

Die Stadt saniert derzeit die Fahrbahn-
decke der Umgehungsstraße Wieblin-
gen(L 637)zwischenKurpfalzringund
Grenzhöfer Weg. Die Arbeiten kom-
men laut einer Pressemitteilung gut
voran: Seit Pfingsten wurde bereits die
Fahrbahndecke inklusive Binder-
schicht von der Kreuzung Kurpfalzring
bis zur östlichen Kreuzung Grenzhöfer
Weg erneuert. Die Umgehungsstraße
ist hierfür halbseitig gesperrt. Für die
letzte Bauphase wird nun noch einmal
eine Vollsperrung nötig: Von Donners-
tag, 27. Juli, bis voraussichtlich Mon-
tag, 7. August, wird die Umgehungs-
straße zwischen den beiden Einmün-
dungen des Grenzhöfer Wegs in beide
Fahrtrichtungen gesperrt. Eine Um-
leitung über die Mannheimer Straße
ist ausgeschildert. Foto: Alex

Rechnungshof sorgt für Irritationen
Finanzaufseher empfehlen: Patrick Henry Village soll Ankunftszentrum bleiben – Stadt: „Wir brauchen die Fläche“ – Steht Land zu Vereinbarung?

VonSörenS.Sgriesu.SebastianRiemer

Ein Musterprojekt im Musterländle – so
wurde das Flüchtlings-Registrierzentrum
in Patrick Henry Village (PHV) im Dezem-
ber 2015 gefeiert. Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) und Frank-
Jürgen Weise, damals noch Chef des Bun-
desamts für Migration und Flüchtlinge
(BAMF), lobten die Einrichtung in den
höchsten Tönen. Nur zwei der Gäste mach-
ten etwas betretene Mienen: Oberbürger-
meister Eckart Würzner und Sozialdezer-
nent Joachim Gerner. „Grundsätzlich ist
mit dem Land vereinbart: Das ist eine Inte-
rimsfläche“, beharrte Würzner – und das
mussernunwiedertun.

Der Fluch der guten Tat (und der guten
Organisation) droht der Stadtverwaltung
zum Verhängnis zu werden. Denn der Lan-
desrechnungshof stellt in seiner aktuellen
Prüfschrift fest: Für die Flüchtlingsauf-
nahme seien ehemalige Kasernen bestens
geeignet. Es sei „wirtschaftlicher und ef-
fektiver“, in bestehende Einrichtungen zu
investieren und deren Betrieb langfristig zu
sichern. Ins PHV wurden insgesamt 8,6
Millionen Euro an Baukosten gesteckt – je-
der der 4000 Aufnahmeplätze hat demnach
2150 Euro gekostet. Nur Wertheim war

günstiger (1700 Euro pro Kopf). Bei Neu-
bauten werden Zehntausende Euro pro
Kopf angesetzt. Das Land solle daher dafür
Sorge tragen, die bestehenden Einrichtun-
gen in Kasernen langfristig fortführen zu
können. „Dies gilt insbesondere für das An-
kunftszentrum in Patrick Henry Village“,
sodieFinanzaufseher.

In der Stadt löst das wenig Begeisterung
aus. „Wir sind irritiert von der Aussage des
Präsidenten des Rechnungshofs“, sagte
Stadtsprecher Timm Herre gestern auf An-
frage. Man könne diese Frage
nicht allein aus der Finanz-
perspektive betrachten. Die
Stadt habe immer klar kom-
muniziert: „Wir brauchen
PHV als letzte große Ent-
wicklungsfläche in Heidel-
berg.“ Das sei dem Land voll bewusst. Eine
langfristige Fortführung des Ankunftszen-
trums würde allen bisherigen Vereinba-
rungen widersprechen. Man gehe „weiter
fest davon aus, dass das Land mit Nach-
druck an der Erarbeitung der alternativen
Lösung“fürdasAnkunftszentrumarbeitet.

Der CDU-Landtagsabgeordnete Al-
brecht Schütte stellte heraus: „Potenziale,
wie sie sich in PHV mit Planung und Reali-
sierung der Stadt der Zukunft bieten, sind

in Geld nur schwer zu bemessen.“ Es gebe
„einen eindeutigen Vertrag“ zwischen
Stadt und Land – und es dürfe Heidelberg
nichtzumNachteilgereichen,dassdieStadt
bereit war, in einer schwierigen Zeit
schnelleUnterstützungzuermöglichen.Die
Grünen-Abgeordnete Theresia Bauer ließ
ihr Büro erklären, dass sie aus terminlichen
GründenkeinStatementabgebenkönne.

Erschüttert reagierte Carl Zillich, Ku-
ratorischer Leiter der Internationalen
Bauausstellung (IBA), die für PHV eine

Entwicklungsvision erarbei-
tet: „Das Land hat feste Zusa-
gen gemacht. Diese Erkennt-
nis kommt reichlich spät.“ Der
Bund habe bereits Interesse
bekundet, die Planungen für
PHValsdigitalemStadtteilder

Zukunft zum Pilotprojekt zu machen.
„Diese Nachricht ist nun ein Schlag ins
Kontor“, so Zillich. Ähnlich sieht das der
CDU-Fraktionschef im Gemeinderat, Jan
Gradel: „Man kann nicht die Entwicklung
eines ganzen Stadtteils blockieren, nur weil
das Land nicht an anderer Stelle Geld aus-
geben will.“ SPD und Grüne reagieren ge-
lassener. „Ich habe nichts dagegen, wenn
das gut funktionierende Ankunftszentrum
erst einmal bleibt“, sagt Grünen-Frak-

tionschefin Beate Deckwart-Boller. „Wir
können die Zukunft der Fläche ja dennoch
weiter planen.“ Und SPD-Fraktionsvor-
sitzendeAnkeSchustermeint:„Solangewir
die Planungshoheit haben, ist das kein Pro-
blem: Wir können als Stadt ohnehin nicht
sovieleFlächengleichzeitigentwickeln.“

Offiziell stärkt die Landesregierung
Heidelberg den Rücken. „Wir sind weiter
auf der Suche nach einer Alternative“, be-
tont ein Sprecher von Innenminister Tho-
mas Strobl (CDU). In der Stellungnahme
gegenüber dem Landesrechnungshof be-
tontdasMinisterium,manunterstützezwar
grundsätzlich die Empfehlung, Kasernen-
areale zu nutzen, weise aber darauf hin,
„dass eine landesseitige Nutzung dieser
Liegenschaften stark mit den kommunal-
politischen Interessen an einer städtebau-
lichen Entwicklung dieser Konversionsflä-
chenkonkurriere“.

Tatsächlich rührt sich auch in Mann-
heim, wo ein neues Registrierzentrum er-
richtet werden könnte, Widerstand. Unter
anderem die CDU-Fraktion will im dorti-
gen Gemeinderat ein klares „Nein“ zu
einem Standort durchsetzen. Zumal der
Abzug der US-Armee aus den „Coleman
Barracks“, die als PHV-Alternative offen-
barpräferiertwird,nochkeineswegsfix ist.

IBA: „Ein Schlag
ins Kontor“

Seit über zweieinhalb Jahren dient das Patrick Henry Village westlich des Stadtteils Kirchheim als zeitweilige Unterkunft für Flüchtlinge –
seit September 2015 als zentrales Ankunftszentrum. Laut Landesrechnungshof soll es das langfristig bleiben. Foto: Philipp Rothe

H I N T E R G R U N D

> Patrick Henry Village ist eine 97,2
Hektar große ehemalige US-Siedlung
zwischen Heidelberg, Schwetzingen
und Eppelheim. Sie wurde in den
1950er Jahren für Militärangehörige
gebaut. Im September 2013 wurde sie
nach dem Abzug der Amerikaner aus
Heidelberg geschlossen. Seit Ende
2014 werden Teile des Geländes für
Flüchtlinge genutzt – zunächst als Be-
darfsorientierte Erstaufnahmestelle,
inzwischen als zentrale Registrie-
rungsstelle des Landes Baden-Würt-
temberg. Ursprünglich sollten dort
maximal 1000 Flüchtlinge unterge-
bracht werden, doch diese Zahl muss-
te immer wieder nach oben revidiert
werden. Zur Hochzeit im Sommer 2015
waren bis zu 5000 Menschen in den
ehemaligen Mannschaftsgebäuden
untergebracht. In jüngster Zeit sind es
bei schwankenden Zahlen viel weni-
ger. Die Internationale Bauausstel-
lung hat große Pläne für PHV entwi-
ckelt. Seit November 2016 verspricht
die Landesregierung, das Areal so
schnell wie möglich freizugeben und
das Registrierungszentrum nach
Mannheim zu verlegen. hob

K O M M E N T A R

Pflicht erfüllt
Sebastian Riemer über die Zukunft
von Patrick Henry Village

Unbürokratisch und schnell sprang
Heidelberg im Dezember 2014 ein, als
binnen weniger Tage ein Winternot-
quartier für Flüchtlinge gesucht wur-
de. Auch als aus dem Provisorium zu-
nächst eine Erstaufnahmestelle und
schließlich das zentrale Ankunftszen-
trum in Baden-Württemberg werden
sollte, zogen Stadt und Gemeinderat
mit. Löste das Land seine Verspre-
chen nicht ein, ging die Stadt in Vor-
leistung – und richtete etwa für die Be-
wohner von PHV ohne großes Zögern
einen Shuttlebus in die Innenstadt ein.
Diese Zusammenarbeit basiert auf
einer Übereinkunft, die das Land nie
in Frage stellte: Patrick Henry Village
wird nur temporär für die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen genutzt.

Dass der Rechnungshof nun aus
rein ökonomischen Grünen fordert,
das Gelände langfristig zu blockieren,
ist nicht nur sein gutes Recht, son-
dern seine Aufgabe. Die Landesre-
gierung aber hat eine politische Ent-
scheidung zu treffen – und sollte Pa-
trick Henry Village jetzt freigeben:
Heidelberg braucht Zugriff auf diese
Fläche, damit die von den Planern der
Internationalen Bauausstellung er-
arbeitete Entwicklungsvision Gestalt
annehmen kann.

Heidelberg hat seine Pflicht er-
füllt. Nun muss das Land seinen Teil
der Vereinbarung einhalten.

Grundbuchamt
wird aufgelöst

Nur noch diese Woche geöffnet

hob. Die Tage des Heidelberger Grund-
buchamts in der Vangerowstraße sind ge-
zählt. Der komplette Aktenbestand – im-
merhin 2,7 laufende Kilometer – wurde
im Zuge der Neuordnung des baden-
württembergischen Grundbuchwesens
bereits nach Kornwestheim gebracht und
dort ausgelagert. Für Heidelberg und den
Rhein-Neckar-Kreis ist ab 7. August das
zentrale Grundbuchamt am Amtsgericht
Mannheim in der Voltastraße 9 zustän-
dig. Die Akten dort werden nur noch elek-
tronisch geführt. Derzeit richtet die Stadt

Heidelberg in der
Gaisbergstraße 7
eine Stelle ein, in der
auch in Heidelberg
die elektronischen
Grundbücher ein-
gesehen werden
können. Sie wird ab
8. August zur Ver-
fügung stehen.

Als das Grund-
buchamt im Febru-
ar 2005 in das ehe-
malige IBM-Ge-
bäude in der Van-
gerowstraße 18 ein-
zog, musste für die
tonnenschweren
Akten sogar die
Statik des Gebäu-
des verstärkt wer-
den. Nun ist es am

28. Juli zum letzten Mal für den Publi-
kumsverkehr geöffnet. Damit es bei der
Bearbeitung zu keinen unnötigen Ver-
zögerungen kommt, sollen eilbedürftige
Anträge nicht mehr in Heidelberg, son-
dern ab dem 7. August im Grundbuch-
amt Mannheim eingereicht werden.

AuchdasstaatlicheNotariatwirdbald
aufgelöst. Ab dem 1. Januar 2018 wird es
in Baden nur noch freiberuflich tätige
Notare geben. Die Aufgaben des Nach-
lassgerichtes einschließlich der Verwah-
rung der Testamente übernimmt damit
das Amtsgericht. „Durch die damit ein-
hergehenden Umstrukturierungen wird
es zwangsläufig zu Verzögerungen und
zeitweise zu Engpässen bei der Vergabe
von Beurkundungsterminen kommen“,
bittet Oliver Klevenz, Verwaltungsleiter
des Notariats Heidelberg schon einmal
vorsorglich um Verständnis.

Für den Einzug des Nachlassgerichts
wird die Terrasse des Justizgebäudes in
der Kurfürsten-Anlage überbaut. Im
vierten Stock wird auf die Querspange des
Gebäudes ein weiterer Riegel mit zwölf
Büros draufgesetzt. 24 zusätzliche Be-
schäftigte müssen untergebracht wer-
den. Sie müssen gleich ab 1. Januar mit
einer ganz neuen Software arbeiten.

Ein provisorisches
Schild weist darauf
hin: Das Grundbuch-
amt ist ab 8. August
in Mannheim. F: privat

Mann schlug
Bahn-Angestellte

Vorfall im Hauptbahnhof –
Zeugen gesucht

RNZ. Eine Mitarbeiterin der Deutschen
Bahn wurde am Heidelberger Haupt-
bahnhof bereits am vergangenen Don-
nerstag,20.Juli,gegen15.15Uhrvoneinem
47-jährigen Mann geschlagen und ver-
letzt. Für den Vorfall werden jetzt Zeu-
gen gesucht, wie die Bundespolizeiin-
spektion Karlsruhe gestern mitteilte. Der
Mann soll zuvor mehrere seiner Gepäck-
stücke und Plastiktüten in einem Ge-
schäft im Hauptbahnhof abgestellt haben
und dann längere Zeit nicht mehr auf-
findbar gewesen sein. Daher wurden die
Gegenstände von einer Mitarbeiterin des
Geschäfts als Fundsache am Service-Point
der Deutschen Bahn abgegeben.

Als der Beschuldigte zu einem späte-
renZeitpunktamInformationsschalterdie
Gegenstände abholen wollte, wurde er von
der Mitarbeiterin des Service-Points ge-
beten, sich auszuweisen. Daraufhin wur-
de der 47-Jährige aggressiv und schlug
mehrfach gegen die Scheibe des Infor-
mationsschalters. Als die Mitarbeiterin
diesen verließ, schlug der Beschuldigte der
Frau völlig unvermittelt ins Gesicht. Sie
wurde zurück geschleudert und stürzte
gegen eine Wand.

Durch einen weiteren Mitarbeiter der
Deutschen Bahn wurde der Angreifer bis
zum Eintreffen der verständigten Bun-
despolizei festgehalten. Die Geschädigte
klagte über starke Kopfschmerzen und ein
Rauschen im Ohr. Aufgrund ihrer
Schmerzen musste sie den Dienst abbre-
chen und einen Arzt aufsuchen. Gegen den
aus den Niederlanden stammenden Mann
wurde ein Ermittlungsverfahren wegen
Körperverletzung eingeleitet.

ZumZeitpunktdesVorfallessollensich
viele Personen im Bereich des Informa-
tionsschalters der Deutschen Bahn auf-
gehalten haben. Zeugen werden gebeten,
sich unter der Telefonnummer
0721 / 120160 oder unter der kostenfreien
Servicenummer der Bundespolizei unter
0800 / 6888000 zu melden.
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